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und das „ökonomische Gesetz“ 

 
Helmut Siekmann 

 

I.  

Die Themenstellung orientiert sich erkennbar an einer Frage, der vor mehr als hundert 

Jahren der österreichische Ökonom und Finanzminister Eugen Böhm Ritter von Ba-

werk nachgegangen ist: „Macht oder ökonomisches Gesetz?" Er hatte sie am Beispiel 

der Verteilung des Volkseinkommens zwischen Arbeit und Kapital erörtert.1 Nun soll 

diese Frage aus einer leicht abgewandelten Perspektive, der Preis- und Finanzstabili-

tät, beleuchtet werden. 

 

Die Überlegungen, die v. Böhm-Bawerk angestellt hatte, sind immer aktuell geblieben. 

Patrick Welter hat sie vor zehn Jahren in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung aufge-

griffen und gemeint: „Seine Antwort ist heute noch gültig. Wenn ‚soziale Macht‘ sich 

gegen den Markt stellt, verliert sie immer. Den Versuch, die natürliche Verzinsung des 

Kapitals zugunsten der Arbeiterschaft oder des Staates zu schmälern, bestraft der 

Markt mit weniger Produktion, Investition und Beschäftigung. Die Politik kann die öko-

nomischen Gesetze abstreiten, sie kann aber nur im Rahmen der ökonomischen Ver-

hältnisse handeln. Akzeptiert sie dies nicht, ruiniert sie eine Volkswirtschaft - zuerst 

unmerklich, dann mit voller Wucht.“2  

 

Nun wird v. Böhm-Bawerk meist gemeinsam mit Carl Menger und Friedrich von Wie-

ser als Begründer der österreichischen Schule der Nationalökonomie genannt. Des-

halb ist bemerkenswert, dass Böhm-Bawerks Schwager v. Wieser schon einige Jahre 

vor ihm, im Jahre 1910, eine Sammlung von sechs Vorträgen unter dem Titel „Recht 

                                            

1 Eugen v. Böhm-Bawerk, Macht oder ökonomisches Gesetz? Zeitschrift für Volkswirtschaft, Sozialpo-
litik und Verwaltung, 23. Band (1914), S. 205-271. 

2 Patrick Welter, Macht und ökonomisches Gesetz, FAZ Nr. 99 vom 29.04.2005, S. 13.  
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und Macht“ veröffentlicht hatte.3 In ihnen findet sich ebenfalls eine profunde Ausei-

nandersetzung mit der Problematik. Noch früher, im Jahre 1863, hatte allerdings auch 

schon der Präsident des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins, Ferdinand Lassalle, 

ein „offnes Sendschreiben“ zum Thema „Macht und Recht“ veröffentlicht; aus gutem 

Grund in der Schweiz.4  

Von juristischer Seite hat sich vor allem der prominente Vertreter des Wettbe-

werbsrechts, Ernst-Joachim Mestmäcker, dem Problem genähert, allerdings von einer 

etwas anderen Warte: Sein Thema war: „Recht und ökonomisches Gesetz“ und ist 

den Grenzen von Staat, Gesellschaft und Privatautonomie gewidmet.5 

Damit sind aber die wesentlichen Eckpunkte dieses Jahrhundertproblems genannt: 

− Macht 

− Recht 

− Ökonomisches Gesetz 

II. 

Es verwundert nicht, dass sich schon v. Wieser in einem langen Exkurs dem Verfas-

sungsrecht zuwandte, denn auf dieser Ebene brechen die Konflikte zwischen Macht 

und Recht in aller Schärfe auf. In realistischer Einschätzung des damaligen Verfas-

sungsverständnisses auf dem Kontinent musste er aber konstatieren, dass das Ver-

fassungsrecht nur als „halbes Recht“ in Geltung sei.6 Er forderte dagegen, dass die 

Verfassung gegenüber der Macht „heiliger“ zu halten sei „als jedes andere Recht“. Sie 

3 Friedrich von Wieser, Recht und Macht, Leipzig 1910. 

4 F.(erdinand) Lassalle, Macht und Recht, Zürich 1863. 

5 Ernst-Joachim Mestmäcker,  Recht und ökonomisches Gesetz. Über die Grenzen von Staat, Gesell-
schaft und Privatautonomie, Baden-Baden 1978 (2. Auflage 1984). 

6 Von Wieser (Fn. 3), S. 95: „In nicht wenigen europäischen Staaten ist das Verfassungsrecht gegen-
wärtig ein halbes Recht.“. 
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sei eben nicht nur ein „bloßes Blatt Papier“, wie noch Lassalle gemeint habe.7 Damit 

stellte er sich auf den Boden der Verfassungsdoktrin der USA, die bereits Ende des 

18. Jahrhunderts die Verfassung als unmittelbar geltendes und unbedingt durchzuset-

zendes Recht, „the supreme law of the land“, verstanden hatte. Der Supreme Court 

der Vereinigten Staaten hat ihr durch seine epochale Entscheidung Marbury vs. Madi-

son aus dem Jahre 18038 allgemeine Anerkennung verschafft; zunächst unbemerkt in 

Europa.9 

Ob v. Wieser dem Präsidenten des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins, Ferdi-

nand Lassalle, gerecht geworden ist, mag zu bezweifeln sein. In dem bereits erwähn-

ten Sendschreiben hatte Lassalle jedenfalls Wert auf die Feststellung gelegt, dass er 

keineswegs dafür plädiert habe, Macht solle vor Recht gehen. Er habe nur die tatsäch-

lich begangenen Rechtsbrüche im preußischen Staate beschrieben.10 Tatsächlich hat-

te Lassalle aber in seinen berühmten zwei Vorträgen über Verfassungswesen11 aus 

den Jahren 1862/63 der geschriebenen Verfassung, dem „Blatt Papier“, nur eine ge-

ringe Bedeutung zugemessen: „Was auf das Blatt Papier geschrieben wird, ist ganz 

gleichgültig, wenn es der realen Lage der Dinge, den tatsächlichen Machtverhältnis-

sen widerspricht.“12 Mit „dem Vollschreiben eines Blattes Papier“ sei nicht „etwas ge-

tan“, sondern nur, „wenn man an den tatsächlichen Machtverhältnissen“ ändere.“13 

7 Von Wieser (Fn. 3), S. 100. 

8 5 U.S. 137, at 177, 180 (1803). 

9 Eingehend, auch zu vorangegangenen Entscheidungen auf Einzelstaatsebene, Gerhard Stourzh, 
Vom Widerstandsrecht zur Verfassungsgerichtsbarkeit: Zum Problem der Verfassungswidrigkeit im 
18. Jahrhundert, 1974, S. 20, 24, 26 ff.; Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutsch-
land, Band I, 2. Auflage 1984, S. 81 Fußnote 102. 

10  Lassalle (Fn. 4), S. 9-13. 

11 Ferdinand Lassalle, Ueber Verfassungswesen, Ein Vortrag gehalten [am 16. April 1862] in einem 
Berliner Bürger=Bezirks=Verein, Berlin [1862]; ders., Was nun? Zweiter Vortrag über Ver-
fassungswesen, Zürich 1863. 

12 Lassalle (Fn. 11), Ueber Verfassungswesen. 

13 Lassalle (Fn. 11), Ueber Verfassungswesen. 

https://en.wikipedia.org/wiki/United_States_Reports
https://supreme.justia.com/us/5/137/case.html
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Angesichts der neueren Entwicklungen in der EU, aber auch in Deutschland, hat 

mög-licherweise Lassalle die Dinge richtiger gesehen als die deutsche 

Staatsrechtslehre, die nach Überwindung der nationalsozialistischen Diktatur vom 

Gegenteil überzeugt war. Die normative Kraft von Verfassungsrecht als dem Recht 

für das Politische – und dazu ist in funktionalem Sinne auch das Primärrecht der EU 

zu rechnen – mag geringer sein, als man gewünscht und gedacht hat. Dieser Befund 

bedeutet aber keineswegs, dass rechtliche und verfassungsrechtliche Regeln 

„gleichgültig“ sind, wie Lassalle es ausgerückt hat. Sie vermögen durchaus die 

Wirklichkeit, also auch reale Machtverhältnisse, zu formen; nur eben nicht so 

unmittelbar und nur in geringerem Ausmaß, als es dem traditionellen, 

nordatlantischen Verständnis von Regeltreue entspricht.  

Jedenfalls hat der Europäische Gerichtshof in seiner OMT-Entscheidung davon 

abge-sehen, der Exekutive bei der Ausübung ihrer Macht wirksame Grenzen zu 

setzen. Im Gegenteil lesen sich einige seiner Ausführungen zur Verteilung der 

Kompetenzen zwischen EU und Mitgliedstaaten wie ein Freibrief für die beliebige 

Ausübung realer Macht.14 Das Bundesverfassungsgericht hat ihm in seiner 

Entscheidung vom 21. Juni 2016 im Urteilsausspruch nicht widersprochen,15 auch 

wenn es versucht hat, wirksame Grenzen zu ziehen, allerdings nur in den 

Entscheidungsgründen.16 Es bleibt also weiterhin die Frage, welche reale Bedeutung 

tatsächlich dem „Blatt Papier“, um die Diktion von Lassalle aufzugreifen, in diesem 

Zusammenhang aus der Sicht des Bundesverfassungsgerichts noch zukommt. 

14 EuGH, Urteil vom 16. Juni 2015, Rechtssache C 62/14, vor allem Textnummer 68 „weites Ermessen“ 
der EZB. 

15 Das Gericht hat nunmehr den größten Teil der Anträge schon für unzulässig erklärt (Randnum-
mern 76, 95, 105) und sich auf die mögliche Verletzung eines Anspruchs auf Tätigwerden (Unterlas-
sen) von Bundesregierung und Bundestag beschränkt (Randnummern 76, 105). Diese „Reaktions-
pflichten“ seien aber im Ergebnis nicht verletzt (Randnummern 114 ff.).  

16 Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 21. Juni 2016, 2 BvR 2728/13, vor allem Randnummern 
120 ff. 
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III. 

Die Frage nach der normativen Kraft von Verfassungsrecht ist auch relevant für die 

Beantwortung der Frage, ob es Rolle der Geldpolitik sein kann, Staaten zu Struktur-

reformen und einer soliden Finanzpolitik zu zwingen. Entstehungsgeschichte, Wortlaut 

und Systematik des Primärrechts stehen dem entgegen, da es sich um Wirtschafts- 

und Fiskalpolitik handelt. Allenfalls darf das ESZB nach Artikel 126 Abs. 6 AEUV zur 

„reibungslosen Durchführung“ von „Maßnahmen“ der „zuständigen Behörden“ auf 

dem Gebiet der „Stabilität des Finanzsystems“ beitragen. 

Zur Gewährleistung des vorrangigen Ziels der Preisstabilität sind das Europäische 

System der Zentralbanken (ESZB) und seine Bestandteile, die Europäische Zentral-

bank (EZB) und die nationalen Zentralbanken (NZBs), mit einer sehr weit reichenden 

Garantie der Unabhängigkeit ausgestattet worden; allerdings nur im Rahmen der 

Wahrnehmung der ihnen „übertragenen Befugnisse, Aufgaben und Pflichten“, Arti-

kel 130 AEUV. Die Unabhängigkeitsgarantie ist funktional begrenzt.17  

Schon aus diesem Grund muss zwischen der Verwirklichung von Preisstabilität und 

Maßnahmen zur Wahrung der Finanzstabilität unterschieden werden. Aber auch im 

Hinblick auf das Demokratieprinzip sind weisungsfreie Räume nur in Grenzen und aus 

besonderen Gründen zu rechtfertigen. Dazu gehört die Preisstabilität, aber nicht die 

Finanzstabilität. Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner grundlegenden Ent-

scheidung zum Vertrag von Maastricht unmissverständlich festgestellt, dass die „Modi-

fikation“ des Demokratieprinzips durch die Weisungsfreiheit der Zentralbanken nur 

deswegen zu rechtfertigen sei, weil „eine unabhängige Zentralbank den Geldwert“ e-

her sichere als „Hoheitsorgane, die ihrerseits in ihren Handlungsmöglichkeiten und 

17 Helmut Siekmann, Die Unabhängigkeit von EZB und Bundesbank nach geltendem Recht und dem 
Vertrag über eine Verfassung für Europa, Institute for Monetary and Financial Stability, Working Pa-
per Series No. 2 (2006), S. 14; ders. Eine stabile Geld-, Währungs- und Finanzordnung, 2013, S. 20; 
ders., in: Helmut Siekmann (Hrsg.) Kommentar zur Europäischen Währungsunion, 2013, Art. 130 
Rn. 69 f. 
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Handlungsmitteln“ auf die „kurzfristige Zustimmung politischer Kräfte angewiesen“ sei-

en.18  

 

Die Übernahme der Rolle eines „lenders of last resort“ lässt sich damit noch verein-

baren, wenn man sie richtig, also im Sinne von Bagehot, versteht. Die bewusste Über-

nahme von (Ausfall-)Risiken auf die Bilanzen der Notenbanken dürfte aber nicht mehr 

dazu gehören. Der Generalanwalt beim EuGH, Pedro Cruz Villalón, hat das in seinem 

Schlussantrag vom 14. Januar 2015 aber wohl anders gesehen19 und der EuGH ist 

ihm ohne Begründung gefolgt.20 Die großen Gefahren einer solchen Sicht liegen auf 

der Hand.  

 

Die erheblichen personalen und regionalen (Um-) Verteilungswirkungen, welche die 

Maßnahmen der „unkonventionellen Zentralbankpolitik“ hervorrufen, sind ebenfalls ein 

noch viel zu wenig untersuchtes Problem. Die beabsichtigten und unbeabsichtigten 

Auswirkungen einer solchen Politik auf die regionale, interpersonale und inter-

temporale Verteilung werfen weitere gravierende Fragen im Hinblick auf das Demokra-

tieprinzip auf. „Wegen der Weite der Unabhängigkeitsgarantien muss aber strikt auf 

die Einhaltung der Kompetenzgrenzen des ESZB geachtet werden, da nur für die ge-

nannten besonderen Sachbereiche Abweichungen von den Anforderungen demokrati-

scher Legitimation hingenommen werden können.“21 

 

                                            
18 BVerfGE 89, 155 (208f.); näher zum Konflikt mit dem Demokratieprinzip Siekmann, in: Michael 

Sachs (Hrsg.), Grundgesetz, 7. Auflage 2014, Art. 88 Rn. 108-116. 

19  Rechtssache C 62/14,Textnummer 194. 

20 EuGH, EuGH, Urteil vom 16. Juni 2015, Rechtssache C 62/14, Textnummer 125: „unvermeidlich“, 
der zudem durchgängig und unzutreffend nur von einer bloßen Ankündigung eines Ankaufpro-
gramms spricht. Der Beschluss des EZB-Rates vom 6. September 2012, der vom Gericht zu beurtei-
len war, hat einen deutlich weiter gehenden Rechtsgehalt.   

21 Siekmann (Fn. 18), Rn. 116. 
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